
Auf die Verbraucher
kommt es an

Von Frank-Thomas Wenzel

kommentar

Späte Einsicht der Grünen
Nun haben sich die Grünen also einen Ruck gegeben: Zusam-
menmit den Linken und der FDPwerden sie einen Untersu-
chungsausschuss zur Aufklärung desWirecard-Skandals
einsetzen. AmEnde stand eine einzige Frage: Können es die
Grünen verantworten, dass eine parlamentarische Aufarbei-
tung des größten Betrugsfalls der Nachkriegsgeschichte in
der deutschenWirtschaft an ihnen scheitert? Keinesfalls.

Nur ein Untersuchungsausschuss ist in der Lage, alle rele-
vanten Dokumente einzusehen und die wichtigen Akteure
zu befragen. Dabei geht es nicht nur um den Betrug beiWire-
card selbst. Es geht vielmehr um die Klärung grundsätzlicher
Fragen imVerhältnis zwischen Politik undWirtschaft: Wann
undwarum setzt sich die Regierung für einzelne Unterneh-
men ein?Wer bekommt Zugang zuMinisterien oder zum
Kanzleramt?Warum können Ex-Politiker oder frühere Beam-
te ihre alten Kontakte nutzen, um als Türöffner zu fungieren?

Das alles muss aufgearbeitet werden, weil nicht nur für die
Wirtschaft, sondern auch für die Politik neue Regeln notwen-
dig sind: mehr Transparenz undmehr Kontrolle. Dass die
Grünen so lange gezögert haben, hängt offenbar mit der Sor-
ge zusammen, gleich beidemöglichen Koalitionspartner –
SPD und Union – zu vergrätzen. Ein Untersuchungsaus-
schuss ist immer auch ein Instrument der politischen Ausei-
nandersetzung, insbesondere kurz vor einerWahl.

Im Zweifel muss die Öffentlichkeit die ermittelten Fakten
herausfiltern und die politischen Bewertungen der Parteien
ignorieren. Dann kann der Ausschuss einen Beitrag dazu
leisten, die Spielregeln beimUmgangmit derWirtschaft zu
reformieren und das Vertrauen in den Finanzplatz Deutsch-
landwiederherzustellen.

Von Tim Szent-Ivanyi

Verschwö-
rungsmythen
lassen einen
selbst als

Widerstands-
kämpfer

erscheinen.
Pia Lamberty,
psychologin

Das wurde auch langsam Zeit: Die Bundesregierung
hat ihre Konjunkturprognose für dieses Jahr nach
oben korrigiert. DieWirtschaftsleistung soll „nur“
noch um 5,8 Prozent sinken, im April hatteWirt-

schaftsminister Peter Altmaier noch einMinus von 6,3 Pro-
zent erwartet. Schon seit Mitte August ist klar, dass es im drit-
ten Quartal (Anfang Juli bis Ende September) einen fulmi-
nanten Aufschwung gebenwird. Die Rezession ist damit erst
einmal beendet.

Was gerade passiert, bietet Stoff für Lehrbücher zur Öko-
nomie: Dennwir erleben die merkwürdigste Entwicklung
seit Beginn der systematischen Konjunkturaufzeichnungen.
Der massive Einbruch dauerte noch nicht einmal drei Monate
und führt unmittelbar in eine Boomphase.

Maßgeblich war ein bislang nicht gekannter Absturz der
Industrie. Das hat viel mit gerissenen Lieferketten undmas-
siv geschrumpften Exporten von Autos, Maschinen oder che-
mischen Produkten zu tun, was wiederum seine Ursache in
Produktionsstopps in anderen EU-Ländern oder in China
hatte. Mit dem Ende des Lockdowns hierzulande und an-
derswo ging es rasant bergauf.

Ist nun alles wieder gut? Nichts ist gut. Ein Schrumpfen
des Bruttoinlandsprodukts um 5,8 Prozent ist immer noch der
größte Rückschlag in der Nachkriegsgeschichte. Zwar steigt
die Zahl der Aufträge für die Industrie, aber die Aufträge
kommen von einem extrem niedrigenNiveau. Und die Infek-
tionszahlen steigen schonwieder, einen zweiten Lockdown
darf es aber weder hierzulande noch anderswo geben.

Die Politiker müssen deshalb nun nicht nur durch eine
Phase navigieren, in der es gelingenmuss, immer wieder
auftretende Infektionsherdemöglichst lokal einzudämmen.
Noch viel wichtiger wird, dass sich die ökonomische Erho-
lung vermutlich schon zum Ende des Jahres verlangsamt. All
das bedeutet: Es wird nun ganz entscheidend auf die Ver-
braucher ankommen. Denn – auch das ist eine Lehre der ver-
gangenenMonate – die Konsumenten, denen der Staat mit
Kurzarbeitergeld und höheren Sozialleistungen geholfen hat,
warenmaßgeblich dafür verantwortlich, dass die hiesige
Volkswirtschaft erheblich glimpflicher davonkam als bei-
spielsweise Italien, Spanien oder Frankreich.

Die Bundesregierungmuss denMut aufbringen, noch ein-
mal nachzulegen, wenn es wieder kritischer wird. Zu den
Instrumenten sollte eine Aufstockung des Kurzarbeitergel-
des insbesondere für Beschäftigte mit niedrigen Löhnen ge-
hören. Auch ein zusätzlicher Kinderbonus kann helfen. Denn
beides wird sich unmittelbar in stabilisierendeNachfrage
umwandeln. Solche Programmewären ohne Beispiel. Aber
jetzt beginnt auch eine Phase, die nochmehr Stoff für die
Lehrbücher als die zurückliegendenMonate bringenwird.

Die Wirtschaft
wird noch viel

Unterstützung brauchen.

„Parlament
muss offen
bleiben“

Politiker wenden sich
gegen Ausweitung
der Bannmeile

Die Empörung über den Auftritt
war groß. Nun befasst sich der Äl-
testenrat des Bundestags mit den
Demonstranten, die am Samstag
mit Reichsflaggen die Treppe des
Reichstagsgebäudes besetzten.
Noch vor der Sondersitzung an
diesemDonnerstag allerdings, äu-
ßern sich Politiker aller Parteien
skeptisch über eine deutliche Ver-
schärfung der Sicherheitsregeln
für das Parlament.

Nach den Ausschreitungen am
Rande der Anti-Corona-Demons-
trationwarenRufenacheinerAus-
weitung der Bannmeile um den
Reichstag laut geworden, inner-
halb derer öffentliche Versamm-
lungen verboten sind. Bislang gilt
das nur, wenn der Parlamentsbe-
trieb gestört würde, nunwird über
eine dauerhafte Beschränkung
diskutiert.

Politiker wie der CSU-Rechts-
politiker Volker Ullrich, aber auch
Grünen-Fraktionsvize Konstantin
vonNotz hattenHandlungsbedarf
angemeldet. „Es ist offensichtlich,
dassdasbisherigeSicherheitskon-
zept fürdenSchutzdesParlaments
nicht ausreichend ist“, sagte auch
Unionsfraktionsvize Thorsten
Frei. „Dazu gehört auch, dass wir
die bisherigen räumlichen und
zeitlichen Regelungen zur Bann-
meile um den Deutschen Bundes-
tag verschärfen.”

InzwischenaberwächstderWi-
derstand gegen eine Abschottung
des Bundestages, quer durch die
Fraktionen: Bundestagsvizepräsi-
dent Thomas Oppermann (SPD)
betont den offenen Charakter des
Parlamentes. „Es gehört zum We-
senskern unserer Demokratie,
dass der Bundestag ein offenes

und nahbares Parlament ist. Dazu
gehört auch, dass die Bürger ihren
Anliegen in seiner unmittelbaren
Nähe Gehör verschaffen können.
Der Bundestag darf sich deshalb
nicht abschotten”, sagte Opper-
mann dem RND. Natürlich müss-
ten Angriffe radikaler Demons-
tranten durch gezielte Maßnah-
men abgewehrt werden, aber
„eine Ausweitung der Bannmeile
hielte ich für das falscheZeichen”.

Der Angriff von Reichsbürgern
undanderenNeonazisaufdasPar-
lament dürfe nicht ohne Konse-
quenzen bleiben, fordert auch Jan
Korte, Parlamentarischer Ge-
schäftsführer der Linke-Fraktion
im Bundestag. „Aber nicht höhere
Zäune, sondern mehr Demokratie
mussdieAntwort sein.“Manbrau-
che mehr Mittel für Demokratie-
projekte, antirassistische Arbeit
und massive Investitionen in den
gesellschaftlichenZusammenhalt.

Die AfD sieht wenig Hand-
lungsbedarf. „Die Demonstranten
gegen die Corona-Maßnahmen
der Bundesregierung haben keine
Parlamentarier gefährdet und
friedlich demonstriert”, sagt der
ParlamentarischeGeschäftsführer
Bernd Baumann. „Es besteht da-
her kein Anlass, die Regelung zur
Bannmeile der Gesetzgebungs-
organe zu ändern.“

Bedrohung oder Bürgerrecht? Co-
rona-Demonstration am Reichstag.
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Von Marcus Pfeiffer

Auch hier bot sich ein für viele
überraschend buntes Bild. Frie-
densfahnen und Räucherstäbchen
neben Reichsfahnen und aggressi-
vem Gebaren. So viel ist klar:
Längst nicht alle Demonstranten
waren Rechtsextreme, auch wenn
Gewalttäter vom rechten Rand das
öffentliche Bild dominierten. Doch
was eint diese Menschen, die so
unterschiedlich wirken? Ist es bloß
die legitime Kritik an den weitrei-
chenden Maßnahmen, mit denen
BundundLänder seitMonatenver-

suchen, der Pandemie
Herr zu werden?

Nein, da ist noch
mehr. Es ist der
Glaube an Ver-
schwörungserzäh-
lungen, der im-
mer mehr Men-
schen auf die
Straße bringt.

Dass das Co-
ronavirus

D
icht gedrängt stehen
sie vor dem Branden-
burger Tor. Auf einer
kleinen Bühne be-
hauptet ein Redner, in
Deutschland herrsche

eine „Meinungsdiktatur“, die dem
Dritten Reich sehr nahe komme.
„Die Politik ist nichts weiter als die
Unterhaltungsabteilung der Hoch-
finanz und der Pharmaindustrie“,
ruft er – und das Publikum jubelt.

Das Publikum: Männer und
Frauen, die zum Protest aus ganz
Deutschland nach Berlin gereist
sind. Manche wirken bürgerlich,
andere wie Hippies. Viele haben
Kinder dabei. Rechtsextreme und
Reichsbürger sind unter ihnen, ein
bekannter Holocaustleugner inter-
viewt amRandDemonstrationsteil-
nehmer für seinen Youtube-Kanal.

Es geht dabei gar nicht mehr um
links oder rechts. Es geht nur noch
um„wir“gegen„diedaoben“.Und
um die Überzeugung, dass dunkle
Mächte dieses Land und seine
Menschen fest im Griff haben. Sie
selbst aber, die Querdenker, sind
diejenigen,dieallesverstandenha-
ben. Nicht erst seit Corona.

Die eingangs beschriebene Sze-
ne ist nicht von diesemWochenen-
de – sie spielte sich bereits vor
einem Jahr in der Hauptstadt ab.

amanfangwar der impfprotest
Rund 2000Menschen protestierten
am 14. September 2019 bei strah-
lendem Sonnenschein in Berlin
gegen die geplante Masernimpf-
pflicht für Kita- und Schulkinder.
Doch die Bilder der bunt gemisch-
ten, relativ kleinenMenge aus dem
vergangenen Jahr helfen zu ver-
stehen,wiesichdieweitausgrö-
ßerenProtestegegendieCoro-
na-Maßnahmen und die Bun-
desregierung zusammenge-
braut haben, an denen sich
allein am vergangenen
Samstag rund 38000 Men-
schen inBerlinbeteiligtha-
ben.

Von Felix Huesmann

Erforscht den Glauben
an und die Folgen

von Verschwörungs-
theorien: Psycholo-
gin Pia Lamberty.
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trotzdem mitlaufen, ohne dass sich
Veranstalter oder Mitdemonstran-
ten wahrnehmbar an ihnen und
ihren schwarz-weiß-roten Flaggen
gestört hätten. Vielmehr noch:
Selbst die Veranstalter sprachen in
„Reichsbürger“-Manier davon, ei-
ne „verfassunggebende Versamm-
lung“ ausrufen und das Grundge-
setz neu schreiben zuwollen.

Die mär vom „absolut Bösen“
Vom Verschwörungsglauben gehe
nicht nur die unmittelbare Gefahr
gewalttätiger Attacken aus, erklärt
Pia Lamberty, vielmehr könnten
„Verschwörungserzählungen ein
Radikalisierungsbeschleuniger
sein. Siekreierendas ‚absolutBöse‘
und lassen einen selbst als Wider-
standskämpfer erscheinen. Außer-
dem immunisieren Verschwö-
rungsmythen gegenKritik undma-
chen eine kritische Auseinander-
setzung unmöglich.“

Eine inhaltliche Debatte darü-
ber, ob Deutschland wirklich be-
setzt ist, ob Bill Gates alle mit Imp-
fungen vergiften will oder die Bun-
desregierung heimlich eine Dikta-
tur eingeführt hat? Kaum möglich.
„Jeder, der die Verschwörungser-
zählung kritisiert, wird entweder
als naives Schlafschaf abgestem-
pelt oder zum Teil der Verschwö-
rung erklärt“, so Lamberty.

Was es heißt, zumMitverschwö-
rer erklärt zu werden, das erleben
etwaWissenschaftlerinnen wie sie,
die aufgrund ihrer Arbeit immer
wieder Drohungen erhalten. Und
das erleben auch Politiker wie Jens
Spahn. Der Bundesgesundheitsmi-
nister suchte nach einer Wahl-
kampfveranstaltung in Bergisch
Gladbach am Samstag den Dialog
mit aufgebrachtenDemonstranten.
Statt sich auf ein Gespräch einzu-
lassen, brüllten die ihn jedoch so
lange unflätig und beleidigend an,
bis er sich umdrehte und zum Auto
ging. Versuch gescheitert.

Die Vorstellung,manmüsse ein-
fach nur mit den Menschen reden
undsie„abholen“,hältPiaLamber-
ty deshalb für falsch. „Das hat bei
Pegida nicht funktioniert, und das
wird jetzt auch nicht funktionie-
ren“, sagt sie. „Ich würdemir wün-
schen,dassdaeinUmdenken inder
Gesellschaft stattfindet. Es sollten
klare rote Linien gezogen werden,
wenn Werte und Normen unserer
Gesellschaft angegriffen werden.“

38
Prozent der deutschen
haben eine mehr oder
weniger ausgeprägte
verschwörungs-

mentalität. das hat eine
studie der

friedrich-ebert-stiftung
2019 ermittelt – vor

corona.

Zahl von rund 38000 Demonstran-
ten geradezu überschaubar.

Und doch gibt alles zusammen
Anlass zur Sorge: Der Glaube an
Verschwörungen gehe mit einem
Rückzug aus der Demokratie ein-
her, erklärt die Psychologin, „mit
einem stärkeren politischen Zynis-
mus und auch mit einer stärkeren
Gewaltbereitschaft”. Ein Viertel
derer, die eine stärkere Verschwö-
rungsmentalität haben, sei tenden-
ziellgewaltbereit –auchdas ist eine
Erkenntnis der Studie der Fried-
rich-Ebert-Stiftung. Nicht jeder,
der an Verschwörungen glaubt,
greife zu Waffe, „aber wir haben
ein Potenzial von relativ vielen
Menschen, die in letzter Konse-
quenz dazu bereit sind, Gewalt zu
nutzen, um ihre politischen Ziele
durchzusetzen“.

Auch bei den Demonstrationen
am Samstag kam es mehrfach zu
Gewalt: Vor der russischen Bot-
schaft griffen Hunderte Demons-

tranten Polizisten an und wider-
setzten sich ihrer Festnahme, man-
che warfen mit Glasflaschen. Spä-
ter amTag stürmtenHunderte über
AbsperrungenvordemReichstags-
gebäude und postierten sich Flag-
gen schwenkend und Parolen
skandierend auf den Treppen des
Parlamentsgebäudes. Auch dort
wurden Polizisten angegriffen.

In beiden Fällenwaren es vor al-
lem Neonazis und Reichsbürger,
die sich versammelt und die Eska-
lationgesuchthaben.Dochauchihr
Weltbild ist geprägt von wilden
Verschwörungserzählungen:
Deutschland sei kein souveräner
Staat und noch immer von denAlli-
ierten besetzt, die Bundesrepublik
bloß eine Firma. Lange wurden
„Reichsbürger“ belächelt und als
skurrile Spinner abgetan – bis eine
ReihevonGewalttaten für einever-
änderteWahrnehmung sorgte.

Bei den Berliner Corona-Protes-
ten konnten die „Reichsbürger“

Berlin verschärft die regeln für Demonstrationen

Gegner der Corona-
Politik wollen künftig
täglich an der berliner
siegessäule demons-
trieren. das kündigten
sie im messengerdienst
telegram an. es gehe
um „demokratie und
meinungsfreiheit und
gegen die corona-maß-
nahmen“.

Allerdings verschärft
das Land Berlin ange-
sichts steigender infek-
tionszahlen jetzt die
auflagen bei demons-
trationen. die infek-
tionsschutzverordnung
wurde zugleich auch für
private feiern und fei-
ern in gaststätten nach-
gebessert.

Vom kommenden
Samstag an gilt bei öf-
fentlichen versammlun-
gen wie demonstratio-
nen mit mehr als
100 teilnehmern in ber-
lin die maskenpflicht.
sie soll auch bei einer
geringeren teilnehmer-

zahl gelten, wenn bei
der demonstration
skandiert oder gesun-
gen wird. ausnahmen
sind etwa für autokor-
sos vorgesehen. bisher
war teilnehmern von
demonstrationen nicht
vorgeschrieben, einen
mund-nasen-schutz zu
tragen.

Innensenator Andreas
Geisel (SPD) hatte am
montag für die neue re-

gelung plädiert und da-
bei auf das vergangene
Wochenende hingewie-
sen. eigentlich wollten
die berliner behörden
die demos verbieten.
die polizei hatte ge-
warnt, durch die an-
sammlung Zehntausen-
der menschen, oft ohne
maske und abstand,
entstehe ein zu hohes
gesundheitsrisiko. das
land unterlag jedoch
vor gericht.

So nicht mehr: Wegen erhöhter Infektionsgefahr
sind Demos nur noch mit Maske erlaubt.

foto: Jochen eckel/imago images
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Im Bann
der dunklen
Mächte

Zehntausende, die auf den ersten Blick nicht viel
gemein haben, demonstrieren in Berlin –

Rechtsextreme, Bürgerliche, Hippies. Was sie eint, ist
der Glaube an eine düstere Weltverschwörung. Diese
Mentalität macht die Corona-Proteste gefährlich.

Sars-Cov2 harmlos und die Pande-
mie bloß erfunden sei, ist eine die-
ser Erzählungen. Dass die Regie-
renden das Virus gezielt nutzten,
um die Bevölkerung zu unterdrü-
cken und die Demokratie abzu-
schaffen,gehörtebenfallsdazu.Die
Psychologin Pia Lamberty sieht sol-
che Verschwörungserzählungen
gar als den Kitt der Corona-Demos,
der die verschiedensten Gruppen
zusammenhält.

Dieses Phänomen ist nicht neu.
Bei den Impfprotesten kamen
ebenfalls Menschen zusammen,
die glauben, dass eine unheilvolle
Allianz ausPolitik undPharmakon-
zernen sie mit „Zwangsimpfun-
gen“ vergiften will. Und auch bei
den sogenannten Friedensmahn-
wachen, die sich im Jahr 2014 vie-
lerorts alsReaktionaufdenKonflikt
in der Ukraine bildeten, demons-
trierten Menschen unterschied-
lichster politischer Strömungen,
deren gemeinsamer Nenner der
Glaube an Verschwörungen in der
Weltpolitik war. Viele, die sich an
diesen Protesten beteiligten, sind
auch bei den Corona-Protesten an
vorderster Front mit dabei. „Wir“
gegen „die da oben“.

Wie sehr das Verschwörungs-
weltbild die Proteste prägt, war am
vergangenen Samstag weithin
sichtbar. Auf dem Transparent
zweier Demonstranten stand in
groß aufgesprühten Buchstaben
„Fake Virus“. „Stoppt den Putsch
des Merkel-Regimes gegen unser
Grundgesetz“ hatte jemand ande-
res auf sein Plakat geschrieben.
Eine Gruppe von Demonstranten
trug Schilder mit sich, auf denen
nicht nur Politiker wie Jens Spahn
und Angela Merkel, sondern auch
derMicrosoft-Gründer und Philan-
throp Bill Gates und die ZDF-Jour-
nalistin Dunja Hayali in Häftlings-
kleidung abgebildet waren. Auf je-
dem der Schilder prangte der
Schriftzug „Schuldig“.

Politiker, Medien und mächtige
Eliten vereint gegendasVolk – die-
se Vorstellung ist nicht nur unter
den Corona-Demonstranten weit
verbreitet.

Politiker als marionetten
„38 Prozent der Deutschen haben
eine mehr oder weniger ausge-
prägte Verschwörungsmentalität“,
sagt Pia Lamberty, die seit Jahren
die Anziehungskraft von Ver-
schwörungserzählungen erforscht.
DieseMentalitätbeinhaltemehrals
nur den Glauben an einen be-
stimmten Mythos. Lamberty be-
schreibt sie als „ideologische Pers-
pektiveaufdieWelt“,als„generali-
siertes Vorurteil gegenüber ‚denen
da oben‘“. Die 38 Prozent hat übri-
gens die Friedrich-Ebert-Stiftung
in einer Studie ermittelt – im ver-
gangenen Jahr, noch vor der Coro-
na-Pandemie.

WeitereErkenntnissedieserStu-
die: Ein Drittel der Deutschen
glaubt, dassPolitikernurMarionet-
ten dahinterstehender Mächte
sind, jeder vierte geht davon aus,
dass Politiker und Medien unter
einerDeckestecken.18Prozentder
Deutschen, erklärt Lamberty,
glaubten außerdem an Verschwö-
rungserzählungen über Impfun-
gen.

Auch während der Corona-Pan-
demie hätten bereits Studien den
Verschwörungsglauben in
Deutschland abgefragt, ergänzt
sie: „In der Gesamtschau dieser
Studien würde ich sagen, dass un-
gefähr ein Viertel der Bevölkerung
an Verschwörungserzählungen
über Corona glaubt.“ Da wirkt die

„Verschwörungs-
erzählungen können ein
Radikalisierungsbe-
schleuniger sein“: In den
legitimen Protest gegen
Regierungspolitik
mischen sich antidemo-
kratische Aufrufe und
Behauptungen.
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